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Patientenrechtegesetz passiert Bundestag 

Der Bundestag hat das Gesetz zur Verbesserung der Rechte von Patientinnen und Patienten 
verabschiedet. Es soll am 1. Januar 2013 in Kraft treten. Damit ergeben sich nicht nur neue 
Verfahrensrechte für Patienten bei Behandlungsfehlern, sondern auch wesentliche Regelungen für 
niedergelassene Ärzte bezüglich Informations-, Aufklärungs- und Dokumentationspflicht. „Wir legen 
einen Grundstein für eine neue Kultur der Partnerschaft, der Transparenz und der 
Rechtssicherheit“, betonte der Patientenbeauftragte der Bundesregierung, Wolfgang Zöller (CSU). 
(Pressemitteilung des Bundesministeriums für Gesundheit, 29. November; Deutsches Ärzteblatt 
online, 29. November) 

Livestream von der KBV-Vertreterversammlung 

Am 7. Dezember findet die Vertreterversammlung der KBV in Berlin statt. Für alle Interessierten 
überträgt KV-on, das Web-TV der Kassenärztlichen Vereinigungen, die Veranstaltung per 
Livestream im Internet. Es werden unter anderem erste Ergebnisse der Befragung zum 
Sicherstellungsauftrag vorgestellt. Beginn der Vertreterversammlung ist um 9 Uhr. In der 
Mittagspause um circa 13 Uhr findet eine Pressekonferenz statt. 

KV Nordrhein gestaltet Bereitschaftsdienst um 

Die Vertreterversammlung der Kassenärztlichen Vereinigung (KV) Nordrhein hat beschlossen, den 
ärztlichen Bereitschaftsdienst in Nordrhein zu überarbeiten. Eckpunkte des Konzepts sind zum 
Beispiel die Bildung neuer Notdienstbezirke, die Trennung von Sitz- und Fahrdienst sowie 
einheitliche Öffnungszeiten der Notdienstpraxen. Der Vorstand der KV Nordrhein soll nun mit der 
Ärztekammer eine neue Notdienstordnung erarbeiten. (Pressemitteilung der KV Nordrhein, 30. 
November)  

KV Sachsen empört sich über Krankenkassen 

Die Kassenärztliche Vereinigung (KV) Sachsen hat auf ihrer Vertreterversammlung das Verhalten 
der Krankenkassen in den regionalen Honorarverhandlungen stark kritisiert. Die Kassen seien 
ignorant und würden sich weigern, für die gestiegene Morbidität die entsprechenden finanziellen 
Mittel zur Verfügung zu stellen. „Die Krankenkassen haben nach dem Gesetz ihren Versicherten 
die erforderlichen medizinischen Leistungen zur Verfügung zu stellen. Je kränker diese sind, desto 
mehr haben die Kassen zu zahlen“, sagte der Vorstandsvorsitzende der KV Sachsen, Dr. Klaus 
Heckemann. (Pressemitteilung der KV Sachsen, 30. November) 

Aus Berlin 

Aus KBV und KVen 

http://www.bmg.bund.de/ministerium/presse/pressemitteilungen/2012-04/patientenrechtegesetz-im-bundestag.html
http://www.aerzteblatt.de/nachrichten/52594
http://www.aerzteblatt.de/nachrichten/52594
http://www.kbv.de/veranstaltungen/38982.html
http://www.kbv.de/kbv-live.html
http://www.kbv.de/befragung.html
http://www.kbv.de/befragung.html
http://www.kvno.de/60neues/2012/vv30112012/index.html
http://www.kvno.de/60neues/2012/vv30112012/index.html
http://www.kvs-sachsen.de/journalisten/pressemitteilungen/
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KV Niedersachsen: Neuer Patientenbeirat 

Die Kassenärztliche Vereinigung (KV) Niedersachsen hat neue Mitglieder in ihrem Patientenbeirat. 
Künftig beraten die KV auch Vertreter der Diakonie in Niedersachsen, des Sozialverbandes 
Deutschland – Landesverband Niedersachsen, des Paritätischen Wohlfahrtsverbandes 
Niedersachsen und des Selbsthilfe-Büros Niedersachsen hinsichtlich ihrer Patientenorientierung. 
(Pressemitteilung der KV Niedersachsen, 30. November) 

EBM-Reform: Hartmannbund fordert feste Preise 

Dr. Klaus Reinhardt, Vorsitzender des Hartmannbundes, hat bei der geplanten Reform des 
Einheitlichen Bewertungsmaßstabs (EBM) vor einer Kostenneutralität durch Umverteilung 
innerhalb der Ärzteschaft gewarnt. „Wir können nur einen neuen EBM akzeptieren, der für neue 
Leistungen auch neues Geld ausweist und feste Preise vorsieht, die die tatsächliche ärztliche 
Leistung und die entstandenen Kosten angemessen abbilden“, sagte er. Das neue Honorarsystem 
der gesetzlichen Krankenversicherung müsse frei von versorgungsfremder Mengensteuerung sein, 
das Mengenrisiko müsse bei den Krankenkassen liegen, forderte Reinhardt. (Pressemitteilung des 
Hartmannbundes, 29. November) 

Ärzteschaft lehnt mengenorientierte Zielvereinbarungen bei Arztverträgen ab 

Bundesärztekammer (BÄK) und der Verband der Leitenden Krankenhausärzte Deutschlands e.V. 
(VLK) haben beschlossen, eine Kontaktstelle „Zielvereinbarung (Chef-)Arztverträge“ einzurichten. 
Sie diene dazu, mengenorientierte Zielvorgaben in Arztverträgen zu identifizieren und zu prüfen. 
Dr. Klaus Reinhardt, Vorsitzender des Hartmannbundes, kritisierte die mangelnde Unterstützung 
der Deutschen Krankenhausgesellschaft (DKG), die Kontaktstelle zu etablieren. Es seien nicht 
zuletzt die von der DKG formulierten Musterverträge, die Chefärzte und zunehmend auch 
Oberärzte derart unter ökonomischen Druck setzten, dass diese immer häufiger gezwungen seien, 
ihr ärztliches Handeln gewinnorientierten Zielvorgaben unterzuordnen, erklärte er. Bonuszahlungen 
für Ärzte lehnte VLK-Präsident Prof. Hans Fred Weiser trotz der neuen Einrichtung nicht generell 
ab: „Wenn es dem medizinischen Leiter einer Abteilung gelingt, die Infektionsrate in seinem 
Verantwortungsbereich deutlich und nachhaltig zu senken, dann kann das durchaus einen Bonus 
wert sein.“ (Pressemitteilung des VLK, 29. November; Pressemitteilung des Hartmannbundes, 30. 
November)  

vdek fordert gemeinsame Datenannahmestelle für Krebsregister 

Ulrike Elsner, Vorstandsvorsitzende des Verbandes der Ersatzkassen e. V. (vdek), hat sich für eine 
gemeinsame Datenannahmestelle für klinische Krebsregister ausgesprochen. Sie begrüßte, dass 
mit dem Krebsfrüherkennungs- und -registergesetz in allen Bundesländern Krebsregister 
eingeführt werden. Allerdings würden überall unterschiedliche Daten gesammelt. Eine zentralisierte 
Annahmestelle, die Daten nach gleichen Kriterien aufbereitet, könne das verhindern, erklärte 
Elsner. (Pressemitteilung des vdek, 30. November) 

Frühe Nutzenbewertung: G-BA kommt Pharmaunternehmen entgegen 

Unvollständig eingereichte Unterlagen für die frühe Nutzenbewertung eines neuen Wirkstoffs nach 
dem Arzneimittelmarktneuordnungsgesetz (AMNOG) sollen künftig nicht mehr zum sofortigen 
Abbruch des Bewertungsverfahrens führen. Das hat der unparteiische Vorsitzende des 
Gemeinsamen Bundesausschuss (G-BA), Josef Hecken, angekündigt. Der Ausschuss könne 
Unterlagen auch im laufenden Verfahren nachfordern, allerdings nur, wenn Lücken in einem 
Dossier lediglich die Form verletzten und inhaltlich irrelevant seien, sagte Hecken. (Ärzte Zeitung 
online, 28. November) 
 

  Aus den Verbänden 

http://www.kvn.de/Medien/broker.jsp?uMen=e1e70363-b94e-4821-b7d8-f51106fa453d&uCon=e5e209b1-cb1a-ea31-27ca-ed8b8ff6bcbb&uTem=aaaaaaaa-aaaa-aaaa-aaaa-000000000042
http://www.hartmannbund.de/enews/2341/144/Reinhardt-warnt-bei-neuem-EBM-vor-Problemloesungen-durch-Umverteilung-innerhalb-der-aerzteschaft/
http://www.hartmannbund.de/enews/2341/144/Reinhardt-warnt-bei-neuem-EBM-vor-Problemloesungen-durch-Umverteilung-innerhalb-der-aerzteschaft/
http://www.vlk-online.de/files/press_articles/462e680c58.pdf
http://www.hartmannbund.de/enews/2346/144/Reinhardt-kritisiert-Passivitaet-der-DKG-beim-Kampf-gegen-mengengesteuerte-Anreizsysteme-in-Krankenhaeusern/
http://www.hartmannbund.de/enews/2346/144/Reinhardt-kritisiert-Passivitaet-der-DKG-beim-Kampf-gegen-mengengesteuerte-Anreizsysteme-in-Krankenhaeusern/
http://www.vdek.com/presse/pressemitteilungen/2012/1130/index.htm
http://www.aerztezeitung.de/politik_gesellschaft/arzneimittelpolitik/default.aspx?sid=827622&cm_mmc=Newsletter-_-Newsletter-C-_-20121129-_-Arzneimittelpolitik
http://www.aerztezeitung.de/politik_gesellschaft/arzneimittelpolitik/default.aspx?sid=827622&cm_mmc=Newsletter-_-Newsletter-C-_-20121129-_-Arzneimittelpolitik


 
 
 
KBV KOMPAKT 

Kompakt49v051212 3 

 

 
07.12.2012 Vertreterversammlung der KBV 
 Berlin 
 
08.12.2012  Vertreterversammlung der KV Westfalen-Lippe 
 Dortmund, 10 Uhr  
 
11.12.2012  Vertreterversammlung der KV Bremen 
 Bremerhaven, 19.30 Uhr  
 
13.12.2012  Vertreterversammlung der KV Berlin 
 Berlin, 20 Uhr  
 
15.12.2012  Vertreterversammlung der KV Hessen 
 Frankfurt, 10 Uhr 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Redaktion: 
 
Dezernat Kommunikation der KBV 
Tel: 030 4005-2202 
Fax: 030 4005-2290 
E-Mail: online-redaktion@kbv.de 
 
Redaktionsschluss von KBV kompakt ist mittwochs um 13 Uhr. 
 
Hier können Sie unseren Newsletter abonnieren, Ihre E-Mail-Adresse ändern oder unseren 
Newsletter abbestellen: http://www.kbv.de/publikationen/newsletteranmeldung.php 

Aus dem Terminkalender 

KOMPAKT-Zahl der Woche: 10 Millionen 

10 Millionen Deutsche haben einen Pflegefall in ihrer Familie. Das ist ein Ergebnis einer Studie 
des Instituts für Demoskopie Allensbach im Auftrag der R+V Versicherung. Frauen tragen 
demnach bei der Pflege die Hauptlast. (Deutsches Ärzteblatt, 4. Dezember) 
 

http://www.kbv.de/kbv-kompakt/38982.html
mailto:online-redaktion@kbv.de
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http://www.aerzteblatt.de/nachrichten/52628
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